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Editorial
Im Mittelpunkt des vorliegenden ZEP-Heftes steht die reflexive Auseinanderset-zung mit (welt-)gesellschaftlicher Partizi-
pation im Bildungskontext. Es sollen 
Chancen und Grenzen, Dilemmata und 
Spannungsfelder in und für Theorie und Pra-
xis aufgezeigt werden. Dazu soll der Blick auf 
unterschiedliche Handlungsfelder sowie auf 
verschiedene Akteur*innen und Adres-
sat*innen gerichtet werden.
Die ersten beiden Artikel nutzen Per-
spektiven postkolonialer Theorie und bezie-
hen sich dabei u. a. auf G. C. Spivak, wo-
durch die Auseinandersetzung mit dem 
Partizipationsverständnis grundsätzlich auf 
eine tiefere Ebene vordringen kann. In kri-
tischer Perspektive diskutiert zunächst Mai-
Anh Boger in ihrem Beitrag „Wer partizipiert 
an wessen Bildung?“ einen falschen Begriff 
von Universalismus, indem sie die klare Un-
terscheidung zwischen emanzipatorischen, 
befreienden und unterdrückerischen Ansät-
zen (u. a. durch Rückgriff auf Freires Konzept 
der Bankiersmethode) analysiert. Mit dieser 
Grundlage gelingt es ihr im Weiteren zu fra-
gen, wer überhaupt das Recht auf welche Par-
tizipation in der Bildung hat und wer – im 
Gegensatz zur Partizipationsrhetorik – wo-
möglich auf assimilatorische Weise genötigt 
wird, an einer ‚Bildung‘ teilzuhaben, die er 
oder sie sich nicht ausgesucht hat. 
Manfred Liebel schließt mit seinem 
Beitrag „Die Kinder und ihr beredtes Schwei-
gen“ daran an, indem er die gängige Rede und 
Praxis der Partizipation von Kindern und Ju-
gendlichen kritisch untersucht. Dazu nimmt 
Liebel das verbriefte Recht der UN-Kinder-
rechtskonvention in den Blick und unter-
sucht es grundsätzlich und konsequent auf 
den tatsächlichen Partizipationsgehalt. Denn 
allzu oft stellt sich trotz intensiven Bemühens 
Partizipation als wenig wirkungsvoll oder 
nachhaltig, im schlimmsten Fall als Schein-
partizipation heraus. Wie können also Kinder 
„sprechen“ und wie ihre Stimmen „gehört“ 
werden? Zur Veranschaulichung führt er Bei-
spiele aus dem Globalen Norden und Globa-
len Süden an.
Lydia Kater-Wettstädt und Henrike 
Terhart blicken sodann auf Partizipation als 
Anspruch Globalen Lernens und reflektieren 
diesen bezogen auf den Kontext Schule. Sie 
setzen sich mit der Frage auseinander, wie der 
Anspruch Globalen Lernens, Partizipation im 
Sinne einer aktiven Teilhabe an bzw. (Mit-)
Gestaltung von Weltgesellschaft anzuregen 
und hierfür eine abstrakte Sozialität einzu-
üben, für die schulische pädagogische Praxis 
theoretisch beschrieben werden kann. Der 
Fokus liegt dabei auf der Reflexion schulischer 
Alltagspraktiken im Globalen Lernen, die als 
ein Wechselspiel von situativer Inklusion und 
Exklusion gefasst werden. Mit diesem Zugang 
bieten die Autorinnen die Möglichkeit, welt-
gesellschaftlich ausgerichtete partizipative 
Bildungsarbeit theoriegeleitet reflektieren 
und weiterentwickeln zu können.
Björn Risch, Alexander Engl, Marc B. 
Rieger, Britta Rudolf und Marie Schehl stellen 
in ihrem Beitrag schließlich am Beispiel des 
Reallabors Queichland eine Möglichkeit zur 
Gestaltung einer auf translokaler zivilgesell-
schaftlicher Partizipation basierenden Lern-
umgebung zum Thema Nachhaltigkeit vor. Es 
wird zum einen veranschaulicht, inwiefern im 
Rahmen des Reallabors im Dialog zwischen 
Wissenschaft, Schule und Zivilgesellschaft 
Lernangebote konzipiert und umgesetzt wer-
den können. Zum anderen wird aufgezeigt, 
wie durch Open Educational Resources, wie 
beispielsweise Wikiversity, die Möglichkeit 
eröffnet werden kann, dass Menschen anderer 
Regionen und Länder an den Aktivitäten des 
Reallabors partizipieren und diese mitge-
stalten können.
In der Rubrik Portrait beleuchtet Jo-
hannes Röhr vom Institut für Ökologie und 
Aktionsethnologie e. V. (Infoe) als Vertreter 
einer zivilgesellschaftlichen Organisation, auf 
welche Art und Weise benachteiligte Grup-
pen im Globalen Norden und Süden mehr 
Teilhabe einfordern und wie sie dabei unter-
stützt werden können. 
Wir wünschen Ihnen eine Gewinn bringende 
Lektüre!
Claudia Lohrenscheit, Sabine Lang, 
Claudia Bergmüller
Coburg und Weingarten, November 2019
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Manfred Liebel
Die Kinder und ihr beredtes Schweigen.  
Zu Partizipation und Selbstvertretung 
Zusammenfassung
Der Essay geht der Frage nach, welche Voraussetzungen 
gegeben sein müssen, damit Kinder „sprechen“ können und 
ihre Stimmen „gehört“ werden. Er setzt sich kritisch mit der 
gängigen Rede und Praxis von Kinderpartizipation auseinander 
und lotet die Möglichkeiten der Selbstrepräsentation von 
Kindern aus. Zur Veranschaulichung werden Beispiele aus dem 
Globalen Norden und Globalen Süden angeführt. 
Schlüsselworte: Kinder, Kinderrechte, Sprechen, Schweigen, 
Partizipation, Selbstvertretung
Abstract
The essay examines the question of what prerequisites must 
be met for children to be able to “speak” and their voices 
to be “heard”. It takes a critical look at the current talk and 
practice of child participation and explores the possibilities 
of childrenʼs self-representation. For illustration purposes, 
examples from the Global North and Global South are cited.
Keywords: children, children’s rights, voices, silence, participation, 
self-representation
Spätestens seit der UN-Kinderrechtskonvention (KRK) wird 
allgemein anerkannt, dass Kinder „eine Stimme haben“ sollten 
und dass diese bei Entscheidungen, die sie betreffen, vorrangig 
beachtet werde. Doch was als diese Stimme zu verstehen ist, 
bleibt weitgehend im Dunkeln. Klar sollte sein, dass sie Kin-
dern nicht einfach „gegeben“ werden kann, so gut eine solche 
Absicht gemeint sein mag. Doch wo finden wir diese Stimme? 
Was will sie ausdrücken und wie wird sie hörbar? Welche Rol-
le spielen die Kinder dabei? Und welche Rolle die Erwachse-
nen? Gemeinhin wird angenommen, mehr Partizipationsgele-
genheiten in pädagogischen Institutionen und im kommunalen 
Raum führten dazu, dass Kinder sich häufiger zu Wort melden 
und ihre soziale Position gestärkt wird. Aber manche Untersu-
chungen weisen darauf hin, dass sich die Partizipation – etwa 
über Kinder- und Jugendparlamente oder Schülerräte – meist 
in Ritualen erschöpft und weitgehend folgenlos bleibt. Außer-
dem haben an ihr fast nur Kinder teil, die im Vergleich zu an-
deren Kindern eh schon relativ privilegiert sind. Dies spiegelt 
sich darin wider, dass nur wenige Kinder an solchen Spielchen 
Interesse zeigen. Aber heißt das, dass sie weiter schweigen? Dass 
sie nichts zu sagen haben?
Haben Kinder was zu sagen?
Unter dem Titel Silent Citizens hat das Child Rights Infor-
mation Network (CRIN, 2018) kritische Überlegungen zum 
Schweigen und Verschweigen von Kindern angestellt. Darin 
konstatieren die Autor/-innen, Kinder seien mit einer para-
doxen Situation konfrontiert. Sie lebten in einer Welt, die von 
Erwachsenen mit Regeln von Erwachsenen geführt wird, aber 
es seien sie, die die Folgen der politischen Entscheidungen der 
Erwachsenen in den kommenden Jahren erben werden, und 
das obwohl sie kein Mitspracherecht hatten, wie diese Ent-
scheidungen getroffen wurden. 
Nach dem geltenden Völkerrecht über die Rechte des 
Kindes haben Kinder wie alle anderen ein Recht auf freie 
Meinungsäußerung (Art. 12, KRK), d. h. sie können ihre 
Meinung zu absolut allem äußern. Aber aufgrund ihres jun-
gen Alters – und der verbreiteten Annahme, dass Kinder we-
niger in der Lage seien als Erwachsene, Entscheidungen zu 
treffen oder Ansichten zu formulieren – sind die Chancen 
gering, dass sie ernst genommen werden. Aus diesem Grund 
haben Kinder ein zusätzliches Recht auf eine Stellungnahme 
(auch bekannt als das Recht auf Anhörung) und dass diese 
Stellungnahme unter Beachtung ihres Alters und ihrer Reife 
in allen sie betreffenden Angelegenheiten oder Verfahren be-
rücksichtigt wird. Mit diesem Recht soll den Kindern mehr 
Kontrolle und Handlungsraum gegeben werden, insoweit 
sich ihre Fähigkeit entwickelt, eigene Entscheidungen zu tref-
fen.
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Ein Streitpunkt bei diesem Recht besteht jedoch darin, 
welche Entscheidungen tatsächlich Kinder betreffen. Sorgerechts-
streitigkeiten oder die Vertretung vor Gericht sind einige offen-
sichtliche Beispiele. Aber was ist mit Angelegenheiten oder 
Verfahren, von denen nicht allgemein angenommen wird, dass 
sie Kinder betreffen, die es aber zweifellos tun? Lehrpläne zur 
Sexualerziehung zum Beispiel haben Einfluss darauf, was Kin-
der wissen, lernen und praktizieren, wenn es um sexuelle Ge-
sundheit, Beziehungen und Einwilligung geht. Die Unrecht-
mäßigkeit der körperlichen Bestrafung beeinflusst den Schutz 
der Kinder vor Übergriffen durch Erwachsene. Das Mindestal-
ter zur Stimmabgabe wirkt sich darauf aus, ob Kinder ein In-
teresse an der Gestaltung ihrer Gesellschaft haben. Rechtliche 
Regelungen zu Beschwerden über sexuellen Missbrauch beein-
flussen, ob Kinder, die zu Opfern werden, Zugang zur Justiz 
haben. 
Es ist offensichtlich, dass viel mehr Themen Kinder be-
treffen, als wir denken, aber nach ihren Ansichten wird selten 
gefragt, zumindest nicht systematisch und schon gar nicht zu 
allgemeineren Themen, die uns alle betreffen. Betrifft die Um-
welt- oder Klimapolitik nicht Kinder, die auf diesem Planeten 
leben, genauso wie Erwachsene? Betreffen Fragen innerhalb der 
Gesundheitspolitik wie Datenschutz oder Einwilligung oder 
Zugang zu Informationen nicht Kinder, die auf die gleichen 
Dienste zugreifen wie Erwachsene? Und was ist mit der Wahl 
politischer Vertreter/-innen, die im Interesse ihrer Wähler/-in-
nen handeln – sollten nur erwachsene Bürger/-innen vertreten 
sein? Wir sollten nicht denken, dass etwas, nur, weil es nicht 
ausschließlich Kinder betrifft, für Kinder nicht wichtig wäre. 
Im Gegenteil, wenn es uns als Menschen betrifft, dann betrifft 
es uns alle, einschließlich der Kinder.
Die Antworten auf diese wichtigen Fragen behalten 
bisher wir Erwachsene uns vor. Und da dies so ist, tauchen 
logischerweise zwei Fragen auf. Wie gestalten wir das Recht der 
Kinder auf Gehör? Und werden wir dem gerecht? Diese Punkte 
sind wichtig, denn die Art und Weise, wie wir dieses Recht 
gestalten, beeinflusst, wie wir es verstehen und wahrnehmen, 
und bestimmt letztlich die Anerkennung – und den Respekt, 
den wir diesem Recht entgegenbringen.
Was hier wahrscheinlich am meisten sagt, ist, wie wir 
das Recht der Kinder beschreiben, überhaupt gehört zu wer-
den. Es versteht sich von selbst, dass Worte wichtig sind. Wir 
nennen die Dinge bei ihrem Namen, damit wir wissen, wovon 
wir sprechen und damit andere es verstehen können. Aber in 
einer Welt, in der die Menschenrechte bereits mit etablierten 
Namen versehen sind – wie dem Recht auf Gehör, der Mei-
nungs- und Vereinigungsfreiheit, dem Recht auf friedlichen 
Protest oder sogar der Staatsbürgerschaft – ist nicht klar, warum 
Diskurse über die Rechte von Kindern nicht als solche be-
schrieben werden, sondern ein anderes Etikett tragen, nämlich 
Partizipation (oder Beteiligung). Was bedeutet dieses in der 
Kinderrechtsarena so beliebte Wort? Und vor allem, wird es 
den Rechten der Kinder gerecht?
Fallstricke der Partizipation
Um uns dem Konzept anzunähern, beginnen wir bei den Ver-
einten Nationen, wo deren oberstes Organ für Kinderrechte, 
der Ausschuss für die Rechte des Kindes, über das Recht der 
Kinder, gehört zu werden, nachdachte, und zwar in einem sei-
ner General Comments – einer grundlegenden Analyse spezi-
fischer Rechte der Kinder.1 In dem Comment werden viele kluge 
Dinge gesagt, z. B. dass nicht nur einzelne, sondern auch Grup-
pen bzw. Organisationen von Kindern ein Recht auf Gehör 
haben oder dass die Partizipationsverfahren nach transparenten 
Kriterien gestaltet sein müssen. Aber Stimmrechte, politische 
Rechte oder Wahlen werden nicht ein einziges Mal erwähnt, 
die Bürgerrechte einmal, die Staatsbürgerschaft auch einmal 
(wenn auch in Bezug auf die Staatsbürgerschaft, die Kinder in 
Zukunft als Erwachsene ausüben werden). Dagegen ist nicht 
weniger als 50 Mal von Partizipation die Rede. Es scheint ein 
Zauberwort zu sein.
Als einzelnes Wort betrachtet, bedeutet Partizipation 
nicht viel mehr als die Handlung selbst, an etwas teilzunehmen, 
sei es an einem Spiel, einer Debatte, einer Abstimmung oder 
der Ausarbeitung eines Gesetzes. Doch es ist ein Wort, das der 
Menschenrechtssektor mit Bedeutung aufgeladen hat. Das 
Konzept der Partizipation, obwohl es an sich kein Recht ist, 
bezieht sich in der Regel auf das Handeln von Erwachsenen, 
die Kinder in Aktivitäten einbeziehen, bei denen theoretisch 
die Ansichten der Kinder eine Rolle spielen und die dann von 
den Erwachsenen bei der Entscheidung über etwas berück-
sichtigt werden. Im Deutschen ist es sogar gängige Praxis, da-
von zu sprechen, dass Kinder „beteiligt werden“, als seien sie 
eine Art Verfügungsmasse im Beteiligungsspiel. In der Praxis 
bedeutet jedenfalls das Wort Partizipation oder Beteiligung 
mehr als es tut. Es verspricht den Kindern Ermächtigung, wo 
es keine gibt. Es kommt einer Art von Schweigen gleich oder 
Worten, die keine Folgen haben.
Wenn NGOs beispielsweise für Kinderrechtsprojekte 
werben, die die Partizipation von Kindern zum Gegenstand 
haben, wird die Tatsache verschleiert, dass es Erwachsene wa-
ren, die die Aktivitäten ausgewählt und dann die Kinder dazu 
konsultiert haben, nicht umgekehrt. Auch wenn die Kinder in 
irgendeiner Weise beteiligt sind, macht es sie noch lange nicht 
zu Partnern bei Entscheidungen über Inhalt, Richtung oder 
etwas Anderes. Trotz vieler ehrenwerter Versuche, Kinder „zu 
beteiligen“, erfolgt die Partizipation der Kinder allermeist nur 
auf symbolische, scheinhafte oder dekorative Weise. Dabei wis-
sen die Kinder nicht oder werden darüber im Unklaren gelas-
sen, wie ihre Präsenz einen Mehrwert für ein bestimmtes Pro-
jekt bringen soll, und sie haben keinerlei Garantie oder gar 
einen Hinweis darauf, was aus ihrer „Partizipation“ heraus-
kommen wird. Vielleicht ein Bericht mit ihren Stimmen …, 
aber was geschieht damit? Welche Garantie haben die Kinder, 
dass er was bewirkt?
Geben wir zu, dass die sogenannte Partizipation nicht 
eine von Kindern ist, sondern von denen, die behaupten, im 
Interesse der Kinder zu handeln. Dass Kinder überhaupt an 
den Dingen teilnehmen dürfen, hängt von der Gelegenheit, der 
Einladung oder der Zustimmung der Erwachsenen ab. Und ob 
den Ansichten der teilnehmenden Kinder überhaupt „ange-
messenes Gewicht“ beigemessen wird, hängt davon ab, welches 
Gewicht wir Erwachsene ihnen geben, wenn überhaupt. Die 
Situation offenbart: Eine Meinung und ein Recht auf eine Mei-
nung zu haben, ist eine Sache, aber Einfluss zu haben und ihn 
auszuüben, ist etwas ganz Anderes. Als Ergebnis sind die An-
sichten der Kinder leicht wie eine Feder.
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„Lasst uns also anfangen“, sagen die CRIN-Autor/ 
 -innen (2018), „nach dem zu fragen, was Kinder tatsächlich 
brauchen, um befähigt und in der Lage zu sein, sich selbst zu 
vertreten, zu ihren eigenen Bedingungen“. Sie wollen das nicht 
länger Partizipation nennen, denn diese verlängere nur das 
Schweigen. Doch was kann an ihre Stelle treten und welche 
Hindernisse müssen dabei überwunden werden? Eines dieser 
Hindernisse sehe ich im subalternen Status der Kinder als so-
ziale Gruppe. 
Können Kinder als Subalterne sprechen? 
Mich interessiert hier Schweigen vor allem als eine mögliche 
Folge von Nichtbeachtung, Marginalisierung oder Unterdrü-
ckung. Ich gehe dabei davon aus, dass Kinder zu den Bevölke-
rungsgruppen gehören, die sich in solchen Lebenslagen und 
-situationen befinden. Um mich dem Thema des Schweigens 
und Sprechens von Kindern zu nähern, greife ich auf das Kon-
zept der Subalternität zurück, wie es von der aus Indien stam-
menden Literaturwissenschaftlerin Gayatri Spivak (1988/2014; 
2008) ausgearbeitet worden ist.
Als „Subalterne“ versteht Spivak kolonial unterdrückte 
Subjekte, die durch „epistemische Gewalt“ ihrer Sprache be-
raubt werden. Sie übernimmt den Begriff von dem italienischen 
marxistischen Philosophen und politischen Aktivisten Antonio 
Gramsci (1934/1999; zur Einführung: Candeias, Becker, Nig-
gemann & Steckner, 2013), der damit in Erweiterung des tra-
ditionellen Begriffs der Arbeiterklasse alle Personen bezeichne-
te, die von der herrschenden Klasse dominiert und an der 
politischen Durchsetzung ihrer kollektiven Interessen gehin-
dert werden. Spivak bezieht sich ihrerseits mit dem Begriff auf 
jene Klasse, der in struktureller und epistemischer Hinsicht 
verwehrt wird, sich selbst zu repräsentieren. Die Subalternen 
sind nicht notwendigerweise als eine Minorität zu verstehen, 
sondern als eine von der hegemonialen Macht marginalisierte 
und ignorierte Gruppe. Ihre Angehörigen zeichnen sich nach 
Spivak dadurch aus, dass sie kein Bewusstsein über die eigene 
Subalternität besitzen und deshalb keinen politischen Sprach-
akt als Kollektivsubjekt hervorbringen können. In der Folge 
bleiben sie „unerhört“. Dies geschieht nicht, weil die Subalter-
nen nicht sprechen können, sondern weil ihr Sprechen im he-
gemonialen Diskurs nicht zur Geltung kommen kann.
Spivak belegt ihre These mit dem Beispiel des Verbots 
der Witwenverbrennung Sati, das durch die englische Koloni-
almacht in einem Akt kolonialen Paternalismus „zum Wohle 
der Betroffenen“ eingeführt wurde. Die Kolonialverwaltung 
konnte deshalb für diese Frauen sprechen und sie repräsentie-
ren, weil sie die hegemoniale Macht besaß, ein Narrativ zu 
konstruieren, in dem die indische Frau als ein hilfloses Opfer 
ihrer eigenen Kultur dargestellt wird. So bedeutet das „nicht 
sprechen können“ für Spivak nicht, dass das subalterne Sub-
jekt eigene Bedürfnisse und Interessen nicht artikulieren kann, 
sondern vielmehr, dass das eigene Sprechen zu keinem Dialog 
mit der hegemonialen Klasse führt und nie von ihr gehört oder 
gar beachtet wird. Für sie steht das ethische Dilemma dieser 
Subjekte im Fokus, dass sie sich von den Mächtigen, die über 
sie verfügen, repräsentieren lassen müssen, weil sie anders nicht 
aus ihrer Not herausfinden (Aytekin & Boger, 2017, S. 113 
ff.).
Aufgrund ihres Verständnisses von Subalternität ver-
neint Spivak die Möglichkeit, dass Subalterne sich selbst reprä-
sentieren können. Sie bezieht sich dabei auf Karl Marxʼ histo-
rische Studie zum Bürgerkrieg in Frankreich Mitte des 19. 
Jahrhunderts, wo dieser mit Blick auf die Bauern bestritten 
hatte, dass sie sich aufgrund ihrer Produktionsweise, die sie 
voneinander isoliert, als Klasse mit gemeinsamen Interessen 
verstehen und aktiv werden könnten. Sie mache ihnen unmög-
lich, so Marx (1852/1961) „ihr Klasseninteresse im eigenen 
Namen, sei es durch ein Parlament, sei es durch einen Konvent 
geltend zu machen. Sie können sich nicht vertreten, sie müssen 
vertreten werden“ (S. 198). In ihrer Interpretation simplifiziert 
und verabsolutiert Spivak die Frage der „Vertretung“. Marx 
bezog sich auf den historischen Tatbestand, dass die große 
Mehrheit der Bauern in dem selbst ernannten Kaiser Luis 
Napoleon ihren einzigen Vertreter sah und sich seiner Autorität 
unterwarf. Er behauptete hingegen nicht, dass dies für jede 
unterdrückte und ausgebeutete Bevölkerungsgruppe und in 
jeder historischen Situation der Fall sein muss. Auch eine Klas-
se, die „sich selbst vertritt“ bedarf einer Vertretung durch Per-
sonen oder Instanzen. Die entscheidende Frage ist, ob diese 
Personen oder Instanzen tatsächlich die kollektiven Interessen 
und den kollektiven Willen zum Ausdruck bringen können. 
Voraussetzung dafür ist, dass diese Vertretungen eine enge Ver-
bindung zu den Vertretenen haben, deren Interessen teilen und 
von ihnen kontrolliert und gegebenenfalls abberufen werden 
können. Die Subalternen sind dann nicht, wie im Falle des 
Kaisers Luis Napoleon, einer von ihnen getrennten Macht un-
terworfen, sondern haben diese in der Hand und behalten das 
letzte Wort. 
In unserem Fall stellt sich die Frage, ob Kinder oder 
Gruppen von Kindern als Subalterne in der Lage sind, sich 
solche Vertretungen zu schaffen, die einer Selbstvertretung 
gleichkommen, und von welcher historischen Situation und 
gesellschaftlichen Konstellation dies abhängt. 
Aus der Schweigespirale ausbrechen
Kinder befinden sich in einer widerspruchsvollen Situation. 
Von ihnen wird heute meist erwartet, dass sie sprechen und 
partizipieren, aber was sie sagen und tun, wird wenig ernst 
genommen oder gilt als unpassend. Und sie leben meist unter 
Bedingungen, die sie am Sprechen hindern oder dazu veranlas-
sen, nur das zu sagen, was von ihnen erwartet wird. Ihnen wird 
unterstellt, sie besäßen noch nicht die nötige Kompetenz oder 
seien nicht reif genug, um sich sachkundig und rational zu 
äußern. Dabei wird ein Muster von Rationalität zugrunde ge-
legt, das sich an den Denk- und Sprachgewohnheiten von Er-
wachsenen ausrichtet, die ausschließlich sich selbst als reif und 
entwickelt verstehen. Rationales Denken und Sprechen wird 
nach diesem Muster strikt von Emotionen und Lebensäuße-
rungen getrennt, die als nicht elaboriert oder verständlich gel-
ten. 
Besonders betroffen von dieser Schweigespirale sind 
junge, vermeintlich noch sprachlose Kinder und diejenigen 
Kinder, die sich in sozial benachteiligten Lebensverhältnissen 
befinden und in einer Weise aufwachsen, die nicht dem bür-
gerlich-westlichen Muster von Kindheit entspricht (deshalb 
werden sie im Englischen häufig als „children out of place“ 
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bezeichnet). Dies gilt nicht zuletzt für Kinder sog. ethnischer 
Minoritäten, Kinder mit „nicht-weißer“ Hautfarbe oder aus 
„fremden“ Kulturen. Sie werden durch die kulturelle Hegemo-
nie der sich als „weiß“ und „zivilisiert“ verstehenden Ober-
schichten und ihre Diskurse unsichtbar gemacht. Auch wenn 
sie sprechen, stoßen sie an Barrieren, die ihre Worte entwerten 
oder unverständlich erscheinen lassen. Aber das gilt in minde-
rem Maße auch für Kinder insgesamt.
Es klingt wie Hohn, wenn Kindern versprochen und 
sogar durch das internationale Recht garantiert wird, angehört 
zu werden und ihren Meinungen und Ansichten je nach Alter 
und Reife Gewichtseinheiten zuzuweisen. Ein solches Recht 
mag für manche Kinderfreunde wie der letzte Schrei klingen 
und sie mögen stolz darauf sein, Kindern so viel Recht auf 
Partizipation zuzubilligen. Aber es gibt viele Indizien, dass aus 
der Sicht von Kindern ein solches Recht nur Schall und Rauch 
bleibt, zumindest solange es nicht mit einer grundlegenden 
strukturellen Änderung der sozialen und generationalen 
Machtverhältnisse einhergeht. 
Im Zusammenhang einer Untersuchung über die Ent-
scheidungsprozeduren von Familiengerichten in Großbritan-
nien hat Aoife Daly (2018) dafür plädiert, über das in Art. 12 
KRK verbürgte Recht, angehört zu werden, hinauszugehen 
und Kindern dasselbe Recht wie Erwachsenen einzuräumen, 
an Entscheidungen, die sie betreffen, in nennenswerter Weise 
mitzuwirken. Plausibel finde ich ihr Argument, dass nicht die 
Kinder nachweisen müssen, hierfür die nötige Kompetenz oder 
das entsprechende Alter und die entsprechende Reife zu besit-
zen, sondern umgekehrt die Erwachsenen, dass sie in der Lage 
sind, die Kinder zu verstehen. Doch wenn Daly allein darauf 
verweist, dass die Anerkennung der „Autonomie“ der Kinder 
der Schlüssel hierfür sei (Daly, 2018, S. 3ff. und S. 434), über-
sieht sie, dass die Stimme der Kinder selbst nicht vorausset-
zungslos ist und die Mauern der realen Machtverhältnisse nicht 
ohne weiteres überwinden kann. Um die Stimme der Kinder 
autonom werden zu lassen und ihr Geltung zu verschaffen, 
muss darüber nachgedacht werden, in welcher Weise der ge-
sellschaftliche Status der Kindheit insgesamt zu verändern ist. 
Dies schließt notwendigerweise ein, das westlich-bürgerliche 
Kindheitsmuster, das die Kinder von den Erwachsenen trennt 
und vom „wirklichen Leben“ fernzuhalten versucht, grundle-
gend zu überdenken. 
Solange dies nicht geschieht, ist es kein Wunder, dass 
Kinder sich wenig für politische Fragen und nicht einmal ihre 
eigenen Rechte interessieren. Dabei handelt es sich um ein be-
redtes Schweigen, das nicht mit Apathie und Tatenlosigkeit 
verwechselt werden sollte. Um sich zumindest das Gefühl ei-
gener Bedeutung zu verschaffen, haben Kinder in den letzten 
Jahrzehnten auf Ersatzhandlungen zurückgegriffen, die ihnen 
Bedeutung und Prestige versprachen. Der Kapitalismus hat 
hierfür eine eigene Dynamik entwickelt. Er hat Kindern die 
Welt des Konsums und später auch die der digitalen, vermeint-
lich sozialen Medien angeboten, in der sie schon früh als kom-
petente Subjekte umschmeichelt werden. Hier fühlen sie sich 
ernstgenommen und sogar als Protagonisten neuer Lebens- 
und Kommunikationsweisen anerkannt (z.B. Hengst, 2003; 
2013). Doch einer wachsenden Zahl von Kindern scheint heu-
te zu dämmern, dass das Prestige, das sie in dieser Welt erlangen 
können, auf schwachen Füßen steht und von kurzer Dauer ist. 
Viele scheinen zu spüren, dass es sich um eine Scheinwelt han-
delt, die sie einander entfremdet, ihre Ausgrenzung verfestigt 
und sie auf falsche Fährten lenkt. Jedenfalls gibt es Anzeichen 
dafür, dass viele Kinder diesem vermeintlichen Ausweg aus der 
Bedeutungslosigkeit mit Misstrauen begegnen. Ein Grund 
hierfür könnte in der immer offensichtlicher werdenden Tatsa-
che liegen, dass der Planet Erde und damit vor allem ihre eige-
ne Zukunft zerstört werden. Unter solchen Bedingungen er-
scheint es Kindern mittlerweile unzeitgemäß, daran gehindert 
zu werden, über ihr Leben und ihre Zukunft selbst zu bestim-
men. Jüngstes Beispiel sind die in vielen Ländern stattfin-
denden Schulstreiks gegen eine unzureichende, als verantwor-
tungslos empfundene Umwelt- und Klimapolitik. 
Sprechen durch Selbstvertretung
Bei Kindern des Globalen Südens, die von den Folgen postko-
lonialer Zerstörung und Entwürdigung in besonderer Weise 
betroffen sind, lässt sich schon seit längerem beobachten, dass 
sie das ihnen zugemutete Stillschweigen nicht mehr hinnehmen 
wollen. Sie gewinnen ihre Kraft aus der Erfahrung, dass sie ge-
braucht werden, wenn auch die Bedingungen, unter denen sie 
leben und arbeiten, oft ihre Würde verletzen. Jedenfalls sind sie 
weitaus hautnäher mit den täglichen Problemen konfrontiert 
als die meisten Kinder des Globalen Nordens. Das bürger-
lich-westliche Kindheitsmuster, das die Kinder vom Leben der 
Erwachsenen abschottet, hat sich bei ihnen nie voll durchge-
setzt. Vielleicht liegt darin einer derer Gründe, dass sie sich trotz 
meist kurzen Schulbesuchs schon früher als andere Kinder für 
gesellschaftliche und politische Fragen interessieren. Dies 
drückt sich spätestens seit den 1970er Jahren darin aus, dass 
viele Kinder, die mit ihrer Arbeit zum Lebensunterhalt ihrer 
Familien beitragen, sich in eigenen sozialen Bewegungen zu-
sammenschließen und auf mehr Einfluss in ihren Gesellschaf-
ten und sogar in der internationalen Arena drängen. So dringen 
sie seit Jahren darauf, ihre Sichtweisen und Stimmen bei der 
Ausarbeitung von internationalen Konventionen und natio-
nalen Gesetzen zu berücksichtigen – bisher weitgehend vergeb-
lich (Liebel, 2018). 
Allerdings liegt der Schwerpunkt ihres Interesses und 
ihres Handelns nicht im Ausarbeiten von Gesetzen. Ihr Status 
als Kinder schließt sie trotz an sie gerichteter Partizipationsap-
pelle von diesem Handlungsfeld genauso weitgehend aus wie 
die Kinder des Globalen Nordens, so dass sie bis heute keinen 
Sinn darin sehen, sich darin zu verausgaben.2 Sie beschränken 
sich meist darauf, bestehende Gesetze und Konventionen zu 
kritisieren, oder sie betonen, diese seien für sie belanglos.3 Statt-
dessen ziehen sie es vor, ihre gesellschaftliche Stellung durch 
gemeinsames organisiertes Handeln zu stärken und ihre Le-
bensbedingungen durch direkte Aktionen zu verbessern. Die 
Afrikanische Bewegung arbeitender Kinder und Jugendlicher 
hat dies durch die Formulierung eigener Rechte, die nicht auf 
staatliche Kodifizierung zielen, sondern von den Kindern und 
Jugendlichen zum Maßstab eigenen Handelns gemacht werden, 
zu unterstützen versucht (Gankam Tambo & Liebel, 2013). 
Die Bewegungen der arbeitenden Kinder basieren eben-
so wie andere selbstorganisierte Kinderbewegungen und -grup-
pen auf der Idee, dass Kinder für sich selbst sprechen können 
und zumindest in den eigenen Reihen das letzte Wort haben. 
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Sie sind ein Beleg dafür, dass auch Kinder, die in ihren Gesell-
schaften sozial benachteiligt und diskriminiert werden und de-
nen man wenig zutraut, „sprechen“ zu können, ihre Gesellschaf-
ten und internationale Organisationen herausfordern können. 
In den Kinderbewegungen sind Erfahrungen gegenseitiger An-
erkennung möglich, die das Selbstvertrauen in die eigenen Fä-
higkeiten gleichsam im Zeitraffer anwachsen lassen. Auch Kin-
der, die im alltäglichen Leben eher zum Schweigen verdammt 
sind, haben hier die Chance, sich als Subjekte mit spezifischen 
Fähigkeiten zu erleben und für sich und andere Kinder zu spre-
chen. Allerdings heißt dies nicht, dass bestehende Hierarchien 
und Unterordnungen automatisch verschwinden oder dass die 
Stimmen der Kinder in den Gesellschaften die Anerkennung 
finden und den Einfluss erlangen, der ihnen zustünde und von 
ihnen erhofft wird. Ein Grund dafür liegt darin, dass auch die 
sich selbst organisierenden Kinder an den Erwachsenen nicht 
vorbeikommen und auf ihre Unterstützung angewiesen bleiben. 
In einer Studie, die die Kommunikationsstrukturen in 
der peruanischen Bewegung arbeitender Kinder untersucht hat, 
kommt die Autorin (Taft, 2015) zu dem Ergebnis, dass auch 
hier trotz der emphatischen Betonung des „Protagonismus“ der 
Kinder die Erwachsenen „zu viel sprechen“. Dies liegt weder an 
der mangelnden Sprechfähigkeit der Kinder noch am fehlenden 
Willen der beteiligten Erwachsenen, den Kindern das letzte 
Wort zu überlassen, sondern an dem Umstand, dass sich die 
Machtstrukturen in den Beziehungen zwischen Kindern und 
Erwachsenen tief in die Psyche eingegraben haben und dass die 
Stimmen der Erwachsenen in der Öffentlichkeit eher „gehört“ 
werden. Die Autorin sieht darin keinen Grund zu resignieren, 
sondern einen Hinweis darauf, dass nicht nur die „Autonomie“ 
der Kinder zu stärken, sondern auch die Dialogfähigkeit aller 
Beteiligten und ihr (selbst-)kritisches Bewusstsein über unglei-
che Machtstrukturen zu erweitern und zu vertiefen ist. 
Um aus der Schweigespirale herauszukommen, werden 
Kinder vermutlich immer auf die Unterstützung durch Erwach-
sene angewiesen sein. Ihre Stimme ist nicht nur von den eigenen 
sozialen Erfahrungen beeinflusst, sondern kann sich zumindest 
in absehbarer Zeit nur Geltung verschaffen, wenn sie auch von 
verständigen und solidaritätsbereiten Erwachsenen mitgetragen 
wird. Dies heißt nicht, dass Kinder nicht für sich selbst sprechen 
und ihre Interessen nicht selbst vertreten könnten (Liebel, 
2015a, S. 258ff.), sondern dass Formen des Handelns von Kin-
dern und Erwachsenen gefunden werden müssen, in denen die 
Kinder auf gleicher Augenhöhe mit den Erwachsenen agieren 
können. Hierbei darf nicht die Sprache der Erwachsenen Maß-
stab für die Sprechfähigkeit von Kindern und die Legitimität 
ihres Handelns bleiben, sondern es müssen gesellschaftliche 
Verhältnisse hergestellt werden, in denen alle denkbaren Kom-
munikationsweisen „gehört“ werden und gleichermaßen Aner-
kennung finden. 
Es geht ja nicht darum, dass Kinder „an die Macht“ 
kommen, sondern dass die gesellschaftlichen Verhältnisse so 
gestaltet werden, dass Kindern das gleiche Gewicht wie Erwach-
senen zukommt. Dies wird allerdings nicht ohne soziale Aus-
einandersetzungen möglich sein, da Erwachsene in Teilen ihre 
Macht aufgeben und Kinder mit ihren Eigenheiten und Kapa-
zitäten anerkennen müssen. Erst dann wäre jedenfalls von einer 
Bürgerschaft der Kinder zu sprechen.
Anmerkungen
1  Committee on the Rights of the Child (2009): General Comment N° 12: 
The right of the child to be heard, CRC/C/GC/12, 20 July 2009.
2  Eine bemerkenswerte Ausnahme ist die Union der arbeitenden Kinder 
und Jugendlichen Boliviens (UNATSBO), die sogar einen Gesetzentwurf 
ausgearbeitet hat und in den folgenden Jahren die Verfassung und das 
Kinder- und Jugendgesetz von 2014 trotz heftigen Gegenwinds mitge-
prägt hat (Liebel, 2015b). Dieses Gesetz wurde allerdings im Dezember 
2018 ohne Rücksicht auf die Argumente der arbeitenden Kinder wieder 
zu deren Nachteil verändert (Liebel, 2019)
3  Zu Beispielen aus einigen Ländern des Globalen Südens vgl. Liebel 
(2017).
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